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WACHSTUM

/Zuwanderung stutzt die Konjunktur

Dank der robusten Inlandsnachfrage bleibt die deutsche Wirtschaft auch in
unsicherem Umfeld auf Wachstumskurs. Die Zuwanderung von Fluchtlingen

wirkt wie ein Konjunkturprogramm.

Das Bruttoinlandsprodukt wird hierzulande 2016 und 2017
um jeweils 1,5 Prozent wachsen. Davon geht das IMK in sei-
ner aktuellen Prognose aus. Getragen werde der Aufschwung
in erster Linie von der Binnenwirtschaft. Die Wechselwirkung
zwischen hoheren Lohnen, mehr Konsum und steigender Be-
schaftigung sei in der Lage, die verminderte Exportdynamik
auszugleichen. Ungunstig wirken sich unter anderem das Ab-
flachen des chinesischen Booms, die Sanktionen gegen Russ-
land und die sinkende Nachfrage der erdolexportierenden Lan-
der aus. Die Flichtlinge beeinflussen dem IMK zufolge das
Wirtschaftswachstum positiv.

Die Okonomen schatzen, dass die Bruttoldhne 2016 um
4,2 Prozent steigen werden. Da auRerdem deutliche Renten-
erhohungen anstehen, werden die verfugbaren Einkommen
preisbereinigt um 2,2 Prozent zulegen. Die Folge: Bei leicht
steigender Sparquote verbleibt ein Plus von 2,0 Prozent bei
den Konsumausgaben. Damit bleibe der private Verbrauch die
wichtigste Saule des Wirtschaftswachstums, so das IMK. Bei
der Beschaftigung, die sich 2015 entgegen den Vorhersagen
von Mindestlohn-Kritikern ausgesprochen dynamisch entwi-
ckelt hat, durfte sich der Aufwartstrend fortsetzen. Das IMK
rechnet 2016 mit einem Zuwachs um 470.000 auf 43,5 Milli-
onen Erwerbstéatige, 2017 sollen noch einmal knapp 400.000
hinzukommen. Gleichzeitig wird es aufgrund der Zuwanderung
aber auch etwa 160.000 Arbeitslose mehr geben.

Die Forscher erwarten, dass die Migration ,,spurbare” po-
sitive Auswirkungen auf die Konjunktur haben wird. In einer
Modellsimulation haben sie berechnet, wie sich die Wirtschaft
mit und ohne Zuzug von Fluchtlingen entwickeln wirde. Die
Annahmen: 2016 werden insgesamt 400.000 Menschen Zu-
flucht in Deutschland suchen, im Folgejahr 200.000. 70 Prozent
von ihnen durfen bleiben, rund drei Viertel befinden sich im er-
werbsfahigen Alter, die Erwerbsbeteiligung steigt allmahlich
von zunachst 45 Prozent, die anfangliche Arbeitslosenquote
betragt 80 Prozent, die Ausgaben fir die Integration entspre-
chen einem Aufschlag von zehn Prozent auf die unmittelba-
ren Unterbringungs- und Versorgungskosten. Jedem zweiten
Fluchtling folgt im Rahmen des Familiennachzugs eine weite-

re Person nach Deutschland. Unter diesen Voraussetzungen
entstehen dem Staat in den Jahren 2016 und 2017 Mehrausga-
ben in Hohe von insgesamt 27,4 Milliarden Euro. Im Vergleich
zum Szenario ohne Zuwanderung ist die Wirtschaftsleistung
0,6 Prozent hoher. Die Mehrausgaben finanzieren sich zu ei-
nem erheblichen Teil selbst: Den Berechnungen zufolge steigt
der Anteil der Kosten, die durch Mehreinnahmen gedeckt wer-
den, bis 2017 auf nahezu 50 Prozent. <

Quelle: Gustav Horn u.a.: Deutsche Konjunktur robust in rauem Klima.

Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung 2016/2017  Download: bit.do/impuls0343

Hohere Lohne, viel Konsum, robustes Wachstum
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VERTEILUNG

Wer viel verdient, erbt am meisten

Menschen mit hohem Einkommen erhalten besonders oft und besonders viel Geld aus
Schenkungen und Erbschaften. So konzentriert sich Reichtum uber die Generationen.
Steuern auf Vermogen konnten dem entgegenwirken — werden aber kaum erhoben.

Erbschaften und Schenkungen verstarken bestehende Un-
gleichheit. Das zeigt eine Studie der DIW-Forscher Christian
Westermeier und Markus Grabka sowie Anita Tiefensee von
der Hertie School of Governance. Der Staat tragt das Seine
dazu bei: Nach zwei Jahrzehnten, die in Deutschland vor al-
lem durch Entlastungen fur Wohlhabende gepragt waren, wir-
ke die Steuerpolitik ,,der Kluft zwischen Arm und Reich” kaum
noch entgegen, schreiben die Wissenschaftler.

Wer hat, dem wird gegeben — dieses Muster beobachten
die Forscher mit kleinen Unterschieden in allen acht Eurolan-
dern, fur die aussagekraftige Daten aus der reprasentativen
Household Finance and Consumption Survey der europaischen

Besserverdiener erben mehr

Von allen Haushalten, die geerbt haben, erhalten je nach Einkommensklasse im Schnitt ...

unterstes 2. 3.
Fiinftel

haufig geerbt oder Schenkungen empfangen wie Haushalte
aus dem untersten Funftel. Eine deutsche Besonderheit: Hier
erhalten bereits Menschen in der Altersklasse von 35 bis 44
hohe Transfers. Das ist friher als in den meisten anderen Lan-
dern und deutet nach Ansicht der Forscher auf eine besonde-
re Bedeutung von Schenkungen hin.

Hohes Einkommen, hohere Transfers

Westdeutsche Haushalte, die bereits geerbt haben oder be-
schenkt wurden, erhielten im Durchschnitt 193.000 Euro, zei-
gen die Berechnungen der Forscher. Mit diesem Wert liegen die
Deutschen auf Platz drei — nach Zyprern und Osterreichern. In
allen untersuchten Lan-
dern ist der Durchschnitt
weitaus hoher als der Me-
dian. Dies weist den For-
schern zufolge ,,auf die
hohe Ungleichheit der
empfangenen Transfers”
hin. In Westdeutschland
hei’t das konkret, dass
erbende oder beschenk-
te Haushalte, die zum
bestverdienenden Funf-
tel zahlen, im Schnitt
304.000 Euro bekom-
men haben. Im mittleren
Flnftel waren es durch-
schnittlich 158.000 Euro.
Die - relativ wenigen —
Empfanger von Erbschaf-

oberstes Fiinftel

304.000 Euro

Erbschaften und Schenkungen in Westdeutschland bis 2010 von auRerhalb des Haushalts
Quelle: Westermeier u. a. 2016 Grafik zum Download: bit.do/impuls0346

Zentralbanken vorliegen. Neben Deutschland sind dies Belgi-
en, Frankreich, Griechenland, Osterreich, Portugal, Spanien
und Zypern. Bis zum Untersuchungsjahr 2010 hatten je nach
Land zwischen 27 und 40 Prozent der Haushalte mindestens
einmal geerbt oder eine Schenkung erhalten. In die Analyse
flossen nur Geldtransfers zwischen Haushalten ein. Ubertra-
gungen unter Eheleuten oder an Kinder, die noch bei ihren El-
tern leben, blieben also auRen vor. Daher dirfte das Transfer-
volumen unterschatzt sein, vor allem in Stideuropa, wo mehr
Menschen unter einem Dach leben. Trotzdem ist der \Wert aller
erfassten Erbschaften und Schenkungen sehr gro. In West-
deutschland — die neuen Lander konnten in die Studie nicht
einbezogen werden, weil die Bewertung von Erbschaften aus
DDR-Zeiten schwierig ist — entspricht er fast einem Drittel der
aktuellen Haushaltsnettovermogen. Dabei zeigt sich eine hohe
soziale Ungleichheit.

In Deutschland und Osterreich haben Haushalte, die beim
Einkommen zu den obersten 20 Prozent zahlen, doppelt so
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ten oder Schenkungenim
untersten Funftel erhiel-
ten im Schnitt lediglich
97.000 Euro.

In fast allen untersuchten Landern setzt die Steuerpolitik
der Vermogenspolarisierung beim Ubergang auf die nichste
Generation wenig bis fast nichts entgegen. So schafften Os-
terreich, Zypern und Portugal die Erbschaftsteuer weitgehend
ab. In Deutschland konnten ,,durch hohe Freibetrage, die sich
nach zehn Jahren erneuern” auch Privatvermogen , fast steu-
erfrei an die nachste Generation Ubertragen werden”, so die
Forscher. Das komme vor allem Wohlhabenden zugute, eben-
so wie die Aussetzung der Vermogenssteuer und Absenkun-
gen bei der Besteuerung von Unternehmen, Kapitalertragen
und hohen Einkommen. Dabei, betonen die Wissenschaftler,
lieBen sich ,,mit zusatzlichen Mitteln aus vermdgensbezoge-
nen Steuern auch Instrumente finanzieren, die die Chancen-
gleichheit erndhen” — beispielsweise ein besseres, durchlas-
sigeres Bildungssystem. <
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Quelle: Christian Westermesier, Anita Tiefensee, Markus Grabka: Erbschaften in Europa: Wer viel
verdient, bekommt am meisten. DIW-Wochenbericht 17/2016  Download: bit.do/impuls0347
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ABGELTUNGSSTEUER

Rabatt ohne Rechtfertigung

Seit 2009 mussen Steuerpflichtige in Deutschland nie mehr als 26,4 Prozent ihrer
Kapitaleinkiinfte an den Fiskus abgeben. Was seinerzeit als Notwehrmalinahme
gegen Steuerflucht eingefuhrt wurde, ist heute nicht mehr zeitgemal3.

Das Kapital ist ein scheues Reh, stets auf dem Sprung ins
nachste Steuerparadies. Dieser Auffassung war die Einfiih-
rung der Abgeltungssteuer geschuldet. Kernargument des da-
maligen Finanzministers Peer Steinbriick: Wenn der geltende
Spitzensteuersatz von den Beziehern hoher Dividenden oder
Zinseinkunfte ohnehin nicht gezahlt wiirde, weil deren Depots
aulerhalb der Reichweite der deutschen Steuerverwaltung la-
gen, musse der Staat ihnen ein giinstigeres Angebot machen,
um Uberhaupt Steuern auf Kapitalertrage einzunehmen. So
werden heute auch fur Millionéare nicht mehr als 25 Prozent
plus Solidaritatszuschlag — zusammen 26,4 Prozent - fallig.
Schon 2009 war die Einfihrung der Abgeltungssteuer nicht
unumstritten. Aus zwei Griinden erscheint sie heute aber noch

Konsum und Arbeit am starksten besteuert
So viel erhielt der Staat 2015 durch Steuern auf ...

Kapital

Arbeit
Lohnsteuer
179 Milliarden Euro

darunter /

Abgeltungssteuer

8 Milliarden Euro

Konsum
Umsatzsteuer
210 Milliarden Euro

Steuern auf Gewinn- und Vermdgenseinkommen
94 Milliarden Euro

mogen sowie von hohen Einkommen in den meisten EU-Lan-
dern festzustellen”. Allein zwischen 1998 und 2008 sei in der
EU der durchschnittliche Spitzensatz der Einkommenssteuer
von 46 auf 38 Prozent gesunken. Bis 2014 stieg er wieder auf
40 Prozent. Deutlicher ist der Abwartstrend bei der Kérper-
schaftssteuer. Kapitalgesellschaften zahlen aktuell im europai-
schen Schnitt nur 25 Prozent. 1998 waren es noch 34 Prozent.

Hinzu komme eine strukturelle Veranderung vieler Steu-
ersysteme, analysiert die Okonomin. Der Trend ging zur so-
genannten Dualisierung der Einkommensbesteuerung. Das
heifl3t: Arbeitseinkommen werden progressiv besteuert wie
bisher, fur Kapitaleinkommen gelten hingegen relativ niedri-
ge Pauschalsatze — gleichgultig, ob es sich bei den Beziehern
von Zinsen, Dividenden oder Spekulationsgewinnen
um Kleinsparer oder Einkommensmillionare handelt.
Dahinter standen Schratzenstaller zufolge einerseits
die Uberlegungen von Finanzwissenschaftlern der
1970er- und 1980er-Jahre, die Steuern auf Kapital-
einkommen am liebsten ganz abgeschafft hatten.
Andererseits setzte ein verscharfter internationa-
ler Steuerwettbewerb die Staaten unter Druck. Im
EU-Durchschnitt fallen heute 22 Prozent Steuern auf
Kapitaleinklinfte an, wobei besonders in Osteuropa
niedrige Steuersatze dominieren.

Die Zeit ist reif fir Umverteilung

In einer Zeit, in der die wachsende Ungleichheit im-
mer mehr zum okonomischen und gesellschaftli-
chen Problem wird, sollte sich die Steuerpolitik nach
Auffassung Schratzenstallers wieder der progres-
siven Umverteilung von Einkommen annehmen.
Fir Deutschland heifdt das: Statt pauschaler Abgel-
tungssteuer wiurde fur Bezieher hoher Kapitalein-
kinfte wieder der an der personlichen finanziellen
Leistungsfahigkeit orientierte Einkommensteuersatz
zur Geltung kommen. Bei steigenden Einnahmen
konnten im Gegenzug die Mehrwert- und Lohnsteu-

Quelle: BMF 2016  Grafik zum Download: bit.do/impuls0348

fragwiirdiger als damals, stellt Margit Schratzenstaller vom Os-
terreichischen Institut fur Wirtschaftsforschung fest. Erstens
hat sich die internationale Kooperation beim Kampf gegen
Steuerhinterziehung in jingster Zeit substanziell verbessert,
etwa durch von der OECD erarbeitete globale Standards zum
automatischen Informationsaustausch. Auch wenn — Stich-
wort Panama Papers — langst nicht alle Lucken geschlossen
sind. Zweitens setzt sich in der Wissenschaft die Erkenntnis
durch, dass die weltweit zunehmende Ungleichheit der wirt-
schaftlichen Entwicklung mehr schadet als nutzt, wie neuer-
dings auch in Publikationen von OECD oder IWF zu lesen ist.

Die Steuerexpertin konstatiert, seit Anfang der 1980er-Jahre
sei ,ein genereller Trend zur steuerlichen Entlastung von Ver-

Hans Béckler

) ern sinken, die vor allem von Normal- und Gering-
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verdienern gezahlt werden. Grundsatzlich wirde

eine hohere Besteuerung von Kapitaleinklnften die-
selben Ziele erfullen wie eine Wiedereinfuhrung der Vermo-
genssteuer.

Ein weiteres Argument fur die Abschaffung der Abgeltungs-
steuer nennt der Wirtschaftsprofessor Manfred Gartner von
der Universitat St. Gallen: Wenn die Einfiihrung der Pauschal-
steuer eine Notwehrmalinahme in einer bestimmten histori-
schen Situation war, gebiete es , der politische Anstand”, die
Steuer zurtickzunehmen, sobald die Notsituation nicht mehr
besteht — weil es heute wesentlich schwieriger ist, Steuern auf
Kapitaleinklinfte zu hinterziehen, als es 2009 der Fall war. <

Quellen: Margit Schratzenstaller: Gute Griinde fiir eine substanzielle Kapitalbesteuerung;
Manfred Gartner: Abgeltungssteuer adieu: Eine Frage des Anstands und gut fiir alle,
in: Wirtschaftsdienst 2/2016
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BETRIEBSRATE

Mann vertritt Frau

Frauen durfen bei Betriebsratswahlen nicht benachteiligt werden. Doch da wo viele
Frauen arbeiten, gibt es zu wenige weibliche Betriebsrate. Eine Gesetzesanderung

konnte die ,Vertretungslucke” schlief3en.

Der Frauenanteil in Betriebsraten ist in den vergangenen Jah-
ren deutlich gestiegen. Allerdings sind Frauen ausgerechnet
in Betrieben, in denen sie die Mehrheit der Belegschaft stellen,
nach wie vor unterreprasentiert, wie Helge Baumann, Wolfram
Brehmer, Dietmar Hobler, Christina Klenner und Svenja Pfahl
vom WSI und SowiTra herausgefunden haben. Fir ihre Ana-
lyse haben die Forscher die WSI-Betriebsratebefragung 2015
ausgewertet. Diese beruht auf einer Umfrage unter mehr als
4.000 Betriebsraten aus verschiedenen Branchen - sie ist die
aussagekraftigste Quelle zur Zusammensetzung von Betriebs-
raten in Deutschland.

Nach den WSI-Daten liegt der Frauenanteil in mitbestimm-
ten Betrieben im Schnitt bei rund 42 Prozent. In den Betriebs-
ratsgremien dieser Firmen sind knapp 39 Prozent aller Man-
datstrager weiblich. Verglichen mit vorherigen Amtsperioden
sei ,eine erheblich bessere Reprasentanz” erreicht worden,
schreiben die Autoren. Auch im Vergleich zur Situation in Auf-
sichtsraten oder gar Vorstdanden ist die Gleichstellung in Be-
triebsraten deutlich weiter. Zu verdanken ist das einer Novellie-
rung des Betriebsverfassungsgesetzes im Jahr 2001. Seitdem
heil3t es dort: ,,Das Geschlecht, das in der Belegschaft in der
Minderheit ist, muss mindestens entsprechend seinem zah-
lenméRigen Verhaltnis im Betriebsrat vertreten sein, wenn die-
ser aus mindestens drei Mitgliedern besteht.”

Je hoher der Frauenanteil, desto groRer die Liicke

Wo es nur wenige weibliche Beschaftigte gibt, sind Frauen im
Betriebsrat laut WSI sogar leicht liberreprasentiert. Bei Betrie-
ben, in denen zwischen 30 und 50 Prozent der Be-
schaftigten weiblich sind, entsprechen die Frau-
enanteile im Betriebsrat weitgehend denen in der
Belegschaft — so wie es das Gesetz vorsieht. Bei Be-
trieben, in denen Frauen die Mehrheit der Beschaf-
tigten stellen — wo also der ,Minderheitenschutz”
nicht mehr greift — haben sie jedoch haufig ver-
gleichsweise wenige Sitze. ,Frauen sind im Be-
triebsrat eher entsprechend ihres Belegschaftsan-
teils reprasentiert, wenn sie die Minderheit in der
Belegschaft stellen. Anders sieht es aber aus, wenn
die Belegschaft weiblich dominiert ist, denn dann
sind Frauen im Betriebsrat im Allgemeinen unterre-
prasentiert”, erklaren die Wissenschaftler. Tenden-
ziell gelte dabei: Je hoher der Frauenanteil, desto
grof3er die ,Vertretungsliicke”.

Auffallig ist auch: Nur in jedem vierten Gremium
steht eine Frau an der Spitze. Selbst weiblich do-
minierte Betriebsrate haben uberwiegend mannli-
che Vorsitzende. AuRerdem hatten Frauen mit zu-
nehmender BetriebsgroRe seltener den Vorsitz inne,
so die Forscher.

Eine mogliche Erklarung: Frauen arbeiten haufi-
ger als Manner in Teilzeit. Unabhangig davon, ob die-

unter 30 Prozent

den Aufgaben im Betriebsrat in der ohnehin kurzeren Arbeits-
zeit gerecht zu werden. Teilzeitbeschaftigte mit privaten Ver-
pflichtungen werden sich daher genau uberlegen, ob sie ein
Mandat und erst recht den Vorsitz im Betriebsrat Ubernehmen
konnen. Hier konnten beispielsweise bessere Regelungen zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder flexible Arbeitszeit-
modelle helfen.

Anderung der Wahlordnung ist nétig

,Die im Betriebsverfassungsgesetz verankerte Mindestrege-
lung fir das Minderheitengeschlecht war ein groRer Schritt in
die richtige Richtung, ist aber noch nicht ausreichend”, schrei-
ben die Wissenschaftler. Sie empfehlen, dass Frauen und Man-
ner genau so im Betriebsrat vertreten sein sollten, wie es ihren
Anteilen an der Belegschaft entspricht. , Eine anteilige Re-
prasentanz beider Geschlechter stellt keine Bevorteilung dar,
sondern wiirde beide Geschlechter — unabhangig davon, ob
sie die Mehrheit oder Minderheit in der Belegschaft darstel-
len —, vor Benachteiligung schutzen.” Dazu ware neben einer
Neufassung der Quotenregelung eine Anderung der Wahlord-
nung notig: Das bisherige Verfahren zur Sitzverteilung nach
d'Hondt kdnne in bestimmten Situationen fiir verzerrte Ergeb-
nisse sorgen, so die Experten. Es sollte ersetzt werden durch
eines der beiden anerkannten Verfahren von Hare/Niemeyer
oder Sainte-Lagué/Schepers. <

Quelle: Helge Baumann, Wolfram Brehmer, Dietmar Hobler, Christina Klenner, Svenja Pfahl:

Frauen in Betriebsraten — zur Umsetzung des Minderheitenschutzes bei Betriebsratswahlen,
WSI-Report, im Erscheinen

Im Betrieb in der Mehrheit, im Betriebsrat unterreprasentiert

In Betrieben mit einem Frauenanteil von ...

...sind im

Durchschnitt ... der Mitarbeiter weiblich

30 bis 49 Prozent

50 bis 69 Prozent

I 57 %

iiber 70 Prozent

I 78 %

se freiwillig gewahlt wird oder nicht, fallt es schwer,
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Organisiert gegen
Ungleichheit

Starke Gewerkschaften verhindern, dass
die Einkommen auseinanderdriften.

Gewerkschaften sorgen daflir, dass auch die Beschaftigten am
unteren Rand der Firmenhierarchie anstandig bezahlt werden.
Dadurch verringern sich die Einkommensunterschiede in der
Gesellschaft. Das sehen allerdings nicht alle Okonomen so. An-
hanger vollkommen unregulierter und flexibler Markte argu-
mentieren: Gewerkschaften heben das Lohnniveau ihrer Mit-
glieder uber den Marktpreis, was zu weniger Beschaftigung
fuhrt. Das Ergebnis ist nach dieser Theorie mehr Arbeitslosig-
keit — und damit mehr Ungleichheit. Der Wirtschaftswissen-
schaftler Dierk Herzer, Professor an der Helmut-Schmidt-Uni-
versitat in Hamburg, hat empirisch untersucht, wer recht hat.
Sein Ergebnis: ,,Lander mit geringerem Organisationsgrad ten-
dieren zu hoherer Ungleichheit”.

Seine Untersuchung basiert auf Zahlen aus der Datenbank
des Amsterdam Institute for Advanced Labour Studies, die
Angaben zur Mitgliederstarke der Gewerkschaften enthalt,
und der Standardized World Income Inequality Database, die
von der Universitat lowa gepflegt wird. Flr den Zeitraum von
1986 bis 2010 konnte Herzer mithilfe dieser Quellen den ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad der Beschéftigten sowie
die Ungleichheit der Nettoeinkommen in 20 Landern rekonst-
ruieren. Darunter sind die meisten westeuropaischen Staaten
wie Deutschland, Frankreich oder Grof3britannien, aber auch
die Turkei, Stidkorea oder Kanada. Die grofsten Einkommens-
unterschiede weist Chile auf, die geringsten Schweden. Dort

RENTE
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Quelle: Herzer 2016  Grafik: bit.do/impuls0350 Daten: bit.do/impuls0351

sind mit fast 80 Prozent gleichzeitig die meisten Arbeitneh-
mer in einer Gewerkschaft. Im Durchschnitt aller Lander zei-
gen sich wahrend des 25-jahrigen Untersuchungszeitraums
eine klare Zunahme der Ungleichheit und ein Rlckgang des
gewerkschaftlichen Organisationsgrades.

Detaillierte statistische Auswertungen machen deutlich,
dass zwischen beiden Variablen ein klarer Zusammenhang be-
steht. In den meisten Landern gehen rucklaufige Mitglieder-
zahlen der Arbeitnehmerorganisationen und die Zunahme der
Ungleichheit Hand in Hand. Dabei ist die Wirkungsrichtung
nach der Analyse des Forschers nicht eindeutig: Sind die Ge-
werkschaften einmal geschwacht, wachsen die Einkommens-
unterschiede, gleichzeitig gilt aber: Hohere Ungleichheit fuhrt
zu einem geringeren Organisationsgrad.

Nicht beobachten lie® sich der geschilderte Zusammen-
hang in Landern mit relativ wenig organisierten Beschaftigten
wie in Chile, der Turkei, aber auch Frankreich. <

Quelle: Dierk Herzer: Unions and Income Inequality: A Hetereogenous Panel Co-integration and
Causality Analysis, in: LABOUR, Marz 2016 (online)

Nicht noch mehr Geld fur Riester

In der gegenwartigen Form kann die Riesterrente die Lucke in der Altersvorsorge
nicht schlie3en. Die Politik sollte den Schwerpunkt auf die gesetzliche Rente legen.

Rund elf Millionen Personen in Deutschland ,riestern”. Die
Summe der staatlichen Forderung wird auf rund 3,5 Milliar-
den Euro pro Jahr geschatzt. Trotz dieses stattlichen Betrags
zieht sich der Staat nach und nach aus der Férderung zurick,
zeigt eine Studie des WSI-Forschers Florian Blank. Der Wis-
senschaftler halt das aber fur keinen Nachteil, weil die Ries-
terrente nie gehalten habe, was sie versprach. Vielmehr sieht
Blank die Moglichkeit, die geforderte private Alterssicherung
,auszuschleichen”.

Weil die verschiedenen Zulagen nicht automatisch an die
Preisentwicklung angepasst werden, gehen die Forderbetrage
real zurlick. So sank der preisbereinigte Wert der Grundzula-
ge zwischen 2008 und 2015 von 154 auf 142 Euro, die Kinder-
zulage von 300 Euro war real zuletzt nur noch 277 Euro wert.

Fur Neusparer sei damit der Anreiz gesunken, Riesterver-
trage abzuschliel3en, so Blank. Wer bereits riestert, bekommt

real betrachtet jedes Jahr weniger vom Staat dazu. Gleichzei-
tig mussen Sparer, die Wert auf die volle 6ffentliche Foérderung
legen, ihren Eigenbeitrag regelmaRig erhéhen.

Im Ergebnis verliert die Riesterrente gerade fur Bezieher
niedriger Einkommen an Reiz. Es entstehen weitere Vorsor-
gelucken. Anstatt nun aber mit hoheren Zulagen gegenzu-
steuern, sollte die Chance zu einem Ausstieg genutzt werden,
argumentiert Blank. Es sei zu fragen, ,,0b das Geld nicht sozi-
alpolitisch sinnvoller eingesetzt werden” kann. Konkret halt er
die Ruckkehr zu einer starken, gesetzlichen Rentenversiche-
rung fir das beste Modell. Nicht zuletzt das Beispiel Osterreich
zeige die Leistungsfahigkeit der gesetzlichen Rente als zentra-
le Saule der Alterssicherung. <

Quelle: Florian Blank: Einstieg in den Ausstieg? — Die Entwicklung der Férderung der
.Riester-Rente”, in: Sozialer Fortschritt 4/2016
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ARBEITSZEIT

Langer gearbeitet, weniger geschafft

Zu lange Arbeitstage schaden nicht nur der Gesundheit,

sondern auch der Produktivitat.

Wer lange an der Werkbank steht oder im Buro sitzt, schafft
auch viel. Diese Einstellung ist weit verbreitet. Dennoch ist
fraglich, ob Beschaftigte, die sehr viele Arbeitsstunden leisten,
wirklich mehr produzieren. SchlieRlich nimmt mit zunehmen-
der Erschopfung das Arbeitstempo ab, die Fehler haufen sich
und letztlich fordert die Gesundheit ihren Tribut: Die Zahl der
Krankheitstage steigt. Allerdings ist es schwierig, solche Ef-
fekte in der Realitat nachzuweisen. Die Untersuchungsgruppe
musste namlich zwei Eigenschaften aufweisen. Erstens sollte
es sich um Beschaftigte handeln, deren Arbeitszeiten in einer
groRen Bandbreite schwanken. Zweitens muss sich der Out-
put je Arbeitnehmer relativ prazise bestimmen lassen.

Auf einen alten, aber gut geeigneten Datensatz ist der Wirt-
schaftsprofessor John Pencavel von der amerikanischen Uni-
versitat Stanford gestolden. Er hat Aufzeichnungen aus briti-
schen Munitionsfabriken im Ersten Weltkrieg neu ausgewertet.
Je nach militarischem Bedarf unterlagen die Arbeitszeiten sei-
nerzeit extremen Schwankungen. In Spitzenzeiten stiegen sie
auf 60, in Einzelfallen auf 100 Wochenstunden. Phasenweise
bekamen die Beschaftigten — mehrheitlich Frauen — nicht ein-

ARBEITSMARKT

Gezeichnet furs
Arbeitsleben

Sich unter die Nadel zu legen, verringert
die Chancen, einen Job zu finden.

Tatowierungen sind in den vergangenen Jahren zum Main-
stream-Phanomen geworden, schreiben Rik Dillingh, Peter
Kooreman und Jan Potters. Das heil3t aber nicht, dass sie ih-
ren Tragern keine Probleme machen kénnen. Die Okonomen
von der Universitat Tilburg haben untersucht, ob sich Tattoos
messbar auf den Erfolg am Arbeitsmarkt auswirken. Sie kon-
nen zum Teil negative Effekte nachweisen.

Die Studie der Wirtschaftswissenschaftler basiert auf Be-
fragungsdaten von mehr als 5.200 Niederlandern, die tber
eine Zufallsstichprobe des Melderegisters ausgewahlt wur-
den. Gut zehn Prozent der Teilnehmer gaben im Mai 2013 an,
tatowiert zu sein. 40 Prozent von ihnen haben sich Tattoos am
Oberarm stechen lassen, ein Drittel am Riicken oder Bauch.
Fir gut sichtbare Stellen wie Gesicht, Kopf, Nacken oder Han-
de haben sich zwolf Prozent entschieden. Als Motive domi-
nieren Texte, Tiere, Herzen, Sterne, Kreuze und keltische oder
Stammessymbole. Immerhin sechs Prozent sind der Meinung,
dass ihr Hautschmuck auf andere anstoRig wirken konnte.

Der Auswertung zufolge nimmt der Anteil der Tatowierten
Uiber die Generationen hinweg stetig zu. Im Vergleich zum Rest
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mal sonntags frei. Weil in der Regel Akkordlohn gezahlt wur-
de, liegen auch prazise Angaben Gber den Output vor.

Es zeigt sich: Ubersteigt die Wochenarbeitszeit bestimmte
Werte, nimmt die Produktionsmenge kaum noch oder gar nicht
mehr zu. Beispielsweise stellte eine Gruppe von 100 Arbeiterin-
nen, die Sicherungen montieren mussten, in Wochen mit 60
oder 70 Arbeitsstunden nicht mehr her als in Wochen mit 48
Stunden. Die Sonntagsarbeit war nicht nur Uberflissig, son-
dern am Ende sogar kontraproduktiv. In Wochen ohne freien
Tag lag die Produktivitat etwa zehn Prozent niedriger als sonst.

Die Grenzwerte, ab denen zuséatzliche Arbeit den wirtschaft-
lichen Ertrag nicht mehr erhoht, durften von Job zu Job vari-
ieren, so Pencavel. Dies sei jedoch kein Grund, das Thema zu
ignorieren, wie es heute in der Okonomie hiufig geschehe.
Gesetzliche oder tarifliche Arbeitszeitgrenzen sollten nicht als
hinderliche Beschrankungen unternehmerischer Gestaltungs-
spielraume verstanden werden, sondern als ,,aufgeklarter” Me-
chanismus zur Steigerung von Effizienz und Wohlstand. <

Quelle: John Pencavel: The Productivity of Working Hours,
in: The Economic Journal, Dezember 2015

Bunter Bizeps
Tatowierte haben Tattoos im Bereich ...

Kopf und Gesicht 7,4 %

/

Bauch und
Riicken
<«—— Nacken 2,3%
32,6 % \\
Oberarm 39,6% —, &
<«—— Unterarm 23,2 %
Hande 4,5 % —_

<«—— Oberschenkel 2,0%

Wade und Schienbein 14,8 % —

0,
%

<«— FiiBe 6,6
Sonstige 15,2 %

Hans Béckler

Werte addieren sich zu mehr als 100 Prozent — eine Person kann mehrere !
Stiftung mm

Tattoos haben  Quelle: Dillingh u. a. 2016  Grafik: bit.do/impuls0352

der Bevolkerung sind unter ihnen Uberdurchschnittlich viele
Avrbeiter, Singles, Kinderlose, Raucher, Ubergewichtige, Stad-
ter, Geringqualifizierte und Konfessionslose sowie mehr Men-
schen mit seelischen oder korperlichen Gesundheitsproblemen.
Wenn man diesen Besonderheiten statistisch Rechnung tragt,
um den Effekt von Tattoos auf die Arbeitsmarktaussichten zu
isolieren, zeigt sich: Das Einkommen beeinflussen Tatowierun-
gen nicht. Auf die Wahrscheinlichkeit, Uberhaupt erwerbsta-
tig zu sein, wirken sie sich dagegen signifikant negativ aus. <

Quelle: Rik Dillingh, Peter Kooreman, Jan Potters: Tattoos, Life Style and the Labor Market,
IZA Discussion Paper Nr. 9675, Januar 2016 Download: bit.do/impuls0353
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BESCHAFTIGUNG

Teilzeit auf dem Vormarsch

Die atypische Beschaftigung nimmt zu. Das liegt an mehr Teilzeitjobs
und Leiharbeit. Die Zahl der Minijobs geht hingegen zuruck.

Rund 39 Prozent aller abhangig Beschaftigten in Deutschland
waren 2015 in Teilzeit, Leiharbeit oder Minijobs tatig. Zwar stieg
auch die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten
in Vollzeit, noch starker hat allerdings die atypische Beschaf-
tigung zugenommen. Im Vergleich zum Vorjahr nahm der An-
teil der atypischen Jobs um 0,4 Prozentpunkte zu — er befindet
sich auf dem hochsten Stand seit 13 Jahren, wie die WSI-Da-
tenbank ,Atypische Beschaftigung” zeigt. , Insbesondere die
Zahl der Teilzeit- und Leiharbeiter hat zugenommen”, sagt To-
ralf Pusch, Arbeitsmarktexperte des WSI.

Mehr Teilzeit, Minijobs und Leiharbeit im Westen
Der Anteil der atypischen Beschéaftigung betragt ...
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Das WSI wertet fiir seine Datenbank Statistiken der Bundes-
agentur fur Arbeit (BA) aus, die als einzige Quelle alle abhangig
Beschaftigten regional differenziert registriert. Der vom WSI
berechnete Anteil fallt hoher aus als die vom Statistischen Bun-
desamt berichtete Quote. Dies liege an einer umfangreicheren
Erfassung von Teilzeitarbeit durch die BA, erklart Pusch. Au-
3erdem seien Schiiler, Studenten und Rentner bei den Zahlen
des Statistischen Bundesamtes ausgeklammert.

Am starksten verbreitet ist atypische Beschaftigung in den
westdeutschen Flachenldndern: Schleswig-Holstein kommt
mit 43,1 Prozent auf den héchsten Wert, gefolgt von Rhein-
land-Pfalz mit 42,2 und Niedersachsen mit 41,7 Prozent. Auf
Stadt- und Kreisebene weist Delmenhorst mit 54,1 Prozent die
hochste Quote atypischer Jobs auf. Auch in den Kreisen Os-
terholz, Neustadt an der WeinstralRe, Kusel, Rhein-Pfalz-Kreis

und Landshut liegt die Quote lGber 50 Prozent. Im Osten
Deutschlands sind die Werte meist deutlich niedriger.

Pusch fuhrt dies auf andere Erwerbsmuster bei Frau-

en zuruck. Dass Frauen im Westen deutlich haufi-
ger atypisch beschaftigt sind, liege unter anderem
an traditionellen Rollenbildern sowie an unzurei-
chenden Moglichkeiten der Kinderbetreuung.

Am niedrigsten ist der Anteil atypischer Beschaf-

tigung auf Landerebene in Thiiringen mit 36 Pro-

zent. Auf den mit Abstand niedrigsten Wert un-

ter den Stadten und Kreisen kommt Wolfsburg
mit 23,1 Prozent.

Den WSI-Daten zufolge arbeiten etwa

22,4 Prozent aller abhangig Beschaftigten in

Teilzeitjobs. Diese Gruppe macht den grofdten

Anteil der atypischen Beschaftigung aus.

Langst nicht jede Teilzeitbeschaftigung sei

'Dresden prekar, betont Pusch. Doch hiufig ent-

/ spreche Teilzeit nicht den eigentlichen

Woinschen der Beschaftigten. Der Anteil

der besonders schlecht bezahlten und ab-

gesicherten Minijobber im Haupterwerb ging erst-

mals seit langerem merklich zurlick — er sank um 0,7 Pro-

zentpunkte auf 14,4 Prozent an der Gesamtbeschaftigung. <

Berlin

t( % Quelle: WSI-Datenbank , Atypische Beschaftigung” Download: bit.do/impuls0354

Was ist Teilzeitarbeit?

Nach der gesetzlichen Definition liegt Teilzeitbe-
schaftigung vor, wenn die regelmaflige Wochenar-
beitszeit eines Arbeitnehmers kurzer ist als die einer
vergleichbaren Vollzeitkraft im selben Betrieb. Nach
dieser Definition richten sich die Bundesagentur fiir
Arbeit und auch das WSI. Das Statistische Bundes-
amt spricht hingegen von Teilzeit, wenn die wochent-
liche Arbeitszeit weniger als 21 Stunden betragt.

Quelle: WSI 2016 Grafik zum Download: bit.do/impuls0355 Daten: bit.do/impuls0356

Hans Béckler
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EINKOMMEN
Vier Millionen profitieren vom Mindestlohn

Kurz vor Einfiihrung des Mindestlohns gab es in Deutschland
5,5 Millionen Jobs, deren Bezahlung unter 8,50 pro Stunde
lag. Davon kamen vier Millionen unter den Schutz des Min-
destlohngesetzes — fiir die restlichen gelten Ausnahmen.

So viele Jobs mit einem niedrigeren Stundenlohn als 8,50 Euro
gab es im April 2014 ...

5,5 Millionen

1,5 Millionen
davon fallen
nicht unter den
Mindestlohn

(u.a. Praktikanten
und Azubis)

4,0 Millionen
profitieren vom Mindestlohn

Davon sind ...

Frauen Manner

Quelle: Destatis, April 2016 bit.do/impuls0357

KONJUNKTUR
Hohere Lohne entlasten den Staatshaushalt

Aktuell beruht das deutsche Wirtschaftswachstum vor allem
auf mehr Konsum dank hoéherer Lohne. Das fihrt laut Simu-
lationsrechnungen des IMK dazu, dass sich die Einnahmen
von Staat und Sozialkassen deutlich positiver entwickeln, als
das bei einer vom AuRRenhandel getriebenen Konjunktur der
Fall ware. Zwischen 2011 und 2015 hatte der Staat dadurch
41 Milliarden Euro mehr zur Verfigung. ,,Das ist sehr posi-
tiv, weil die starke Zuwanderung und die daraus folgende
Integrationsaufgabe die 6ffentliche Hand ebenso fordert wie
die Notwendigkeit, deutlich mehr zu investieren”, so IMK-
Direktor Gustav Horn. Ein weiterer Vorteil: Der deutsche
Leistungsbilanziiberschuss, der wesentlich zur Krise im Eu-
roraum beigetragen hat, fallt geringer aus.

BILDUNG
Gebildete Fliichtlinge

Junge Fluchtlinge mit guten Aussichten auf Asyl haben
haufig eine gute Schulbildung. Laut einer aktuellen Ana-
lyse des Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) konnte gut die Halfte der 18- bis 24-Jahrigen ein
Gymnasium oder eine Hochschule besuchen. Sie missten
dabei mit Studienkollegs und vorbereitenden Kursen unter-
stitzt werden.

Von den 18- bis 24-jahrigen Flichtlingen mit Aussicht
auf Asyl haben besucht ...

® a® o
Gymnasium oder 'n‘
Hochschule
3% Sonstige
Fach- oder keine Schule
Mittelschule oder Grundschule

Quelle: IAB, Marz 2016  bit.do/impuls0358

ARBEITSMARKT
Jugendarbeitslosigkeit geht leicht zuriick

Von allen Jugendlichen zwischen 15 und 25 Jahren waren
erwerbslos gemeldet in ...
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Quelle: IMK, April 2016 bit.do/impuls0343

Der nachste Bockler Impuls erscheint am 12. Mai

Quelle: IAB, Marz 2016 bit.do/impuls0359

Kostenfrei bestellen unter boecklerimpuls.de/abo


http://www.boeckler.de/348.htm
http://www.boeckler.de/index_boecklerimpuls.htm
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2016/04/PD16_121_621.html
http://doku.iab.de/aktuell/2016/aktueller_bericht_1606.pdf
http://doku.iab.de/aktuell/2016/aktueller_bericht_1604.pdf
http://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_113_2016.pdf

	INHALT
	Seite 1 Wachstum -  Zuwanderung stützt die Konjunktur
	Seite 2 Verteilung - 
Wer viel verdient, erbt am meisten
	Seite 3 Abgeltungssteuer
 - Rabatt ohne Rechtfertigung
	Seite 4 Betriebsräte - 
Mann vertritt Frau
	Seite 5 Verteilung
 - Organisiert gegen Ungleichheit

	Seite 5 Rente - 
Nicht noch mehr Geld für Riester
	Seite 6 Arbeitszeit -
 Länger gearbeitet, weniger geschafft
	Seite 6 Arbeitsmarkt - 
Gezeichnet fürs Arbeitsleben
	Seite 7 Beschäftigung - 
Teilzeit auf dem Vormarsch
	Seite 8 Trends und Nachrichten
	IMPRESSUM

